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Gütersloh. Die Mehrheit der Bundesländer
stellt den Verbrauchern einer Untersuchung
zufolge keine Informationen über die Quali-
tät von Pflegeheimen bereit. Wichtige Anga-
ben wie zum Personaleinsatz seien zwar in
allen Ländern vorhanden, blieben aber in
den meisten Bundesländern unter Ver-
schluss, kritisierte die Bertelsmann Stiftung
bei Vorlage der „Weissen Liste“ am Donners-
tag. Vielen Menschen, die auf der Suche nach
einem Pflegeheim seien, würden damit In-
formationen zu wesentlichen Auswahlkrite-
rien vorenthalten. Der Mangel an Transpa-
renz entstehe entweder, weil es eine landes-
rechtliche Regelung mit Veröffentlichungs-
pflicht nicht gibt oder aber weil vorhandene
Gesetze nicht umgesetzt würden.

So sei in Niedersachsen, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Sachsen und Thüringen eine Pub-
likation der Prüfergebnisse gesetzlich nicht
vorgesehen. Und die Länder Bayern, Bran-
denburg, Bremen, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein würden bestehende Ge-
setze aus unterschiedlichen Gründen nicht
umsetzen, was „besonders gravierend“ sei.
Verbraucher erfahren somit nicht, ob in
einem Heim Personal fehlt oder schwerwie-
gende Mängel zu beanstanden sind, wie die
Stiftung bemängelte. Ebenso ließe sich nicht
nachvollziehen, welche Einrichtungen be-
sonders gut aufgestellt sind.

Laut Bremer Sozialressort würden die

Prüfberichte der Wohn- und Betreuungsauf-
sicht zwar nicht allgemein veröffentlicht. Die
Pflegeeinrichtungen seien aber nach den
Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetz
verpflichtet, die entsprechenden Informatio-
nen auf Anfrage herauszugeben und zu er-
läutern. Für eine allgemeine Veröffentli-
chung in ihrer aktuell vorliegenden Form
seien die Berichte aber nicht geeignet, weil
sie den angestrebten Zweck nicht erfüllten.
„Sie machen die Einrichtungen nicht ver-
gleichbar“, erläuterte Ressortsprecher Bernd
Schneider. Zum einen stellten sie naturge-
mäß immer eine Momentaufnahme dar, zum
anderen würden von den außerordentlich
umfangreichen Fragenkatalogen zu den Prü-
fungen niemals alle Punkte geprüft. „Die
Aufsichtsbehörden müssen nach ihren Er-
fahrungen Schwerpunkte setzen“, so Schnei-
der Es sei in keinem Bundesland überzeu-
gend gelungen, die Berichte über die Prüf-
ergebnisse in ausreichendem Maß vergleich-
bar und für Verbraucher nachvollziehbar zu
gestalten, urteilt das Bremer Sozialressort.

Nur Nordrhein-Westfalen, Hamburg,
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin ver-
öffentlichten die Ergebnisse aktiv, sodass sie
allgemein verfügbar seien. In Baden-Würt-
temberg und Hessen müssten die Prüfergeb-
nisse zumindest durch die Pflegeheime
selbst veröffentlicht werden. Allerdings
seien die Daten derzeit nur in den Einrich-
tungen direkt einsehbar – also nur einge-
schränkt zugänglich, heißt es in der Bertels-
mann-Untersuchung. Positiv falle Hamburg

auf, wo detaillierte Angaben auch etwa zu
vorübergehenden Aufnahmestopps oder Er-
gebnisse aus Angehörigenbefragungen ins
Netz gestellt würden.

Nach jüngsten Angaben des Statistischen
Bundesamts ist die Zahl der Pflegebedürfti-
gen – Stand 2019 – weiter auf mehr als 4,1
Millionen Personen gestiegen, etwa ein Fünf-

tel von ihnen lebe in einem der rund 15 400
Pflegeheime. Die Auswahl eines Heims sei
eine Lebensentscheidung, die Betroffenen
bräuchten verlässliche Angaben, betonte
Stiftungsvorstand Brigitte Mohn. Man könne
damit auch die gute Arbeit vieler Pflegefach-
kräfte öffentlich sichtbar machen. „Umge-
kehrt sollte es aber auch möglich und erlaubt
sein, die Pflegeheime zu erkennen, bei denen
Defizite bestehen.“

Stiftungsexperte Johannes Strotbek erläu-
terte, Pflegebedürftige hätten „prinzipiell
das Recht, den für sie fachlich geeigneten,
individuell passenden und qualitativ guten
Leistungserbringer frei zu wählen“. Dazu
brauche es einen Überblick über Leistungs-
angebot und Qualität der Anbieter. Auf Bun-
desebene seien über den „Pflege-TüV“ seit
einigen Jahren Kernergebnisse zur Qualität
einsehbar – mit Lücken. Auf Landesebene
gebe es einen Flickenteppich mit großen
Info-Defiziten. Alle Bundesländer sollten die
relevanten Daten, die den Aufsichtsbehör-
den vorliegen, auch offenlegen, mahnte
Strotbek. Das könne zudem Impulse für
einen Qualitätswettbewerb unter den Ein-
richtungen setzen. Verbraucher, Informa-
tionsportale, Beratungsstellen und Versor-
gungsforschung müssten frei auf Informa-
tionen zur Pflegequalität zugreifen können.
Zugleich wies die Stiftung darauf hin, dass
durch die Pandemie in allen Bundesländern
die Vor-Ort-Einsätze der Aufsichtsbehörden
monatelang unterbrochen waren, weshalb
Datenlücken entstanden seien.

Fakten zur Pflegequalität fehlen
Warum in Bremen und anderen Bundesländern zentrale Informationen für Verbraucher nicht einsehbar sind
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Wer eine Pflege-Einrichtung sucht, ist oft ratlos. Nur sechs Bundesländer stellen Informationen zu deren Qualität zur Verfügung. FOTO: ARCHIV/DPA
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Auskünfte über die Qualität von Pflegeheimen sind …

Urteil gegen Syrer

Koblenz. Das Urteil in dem nach Angaben
der Bundesanwaltschaft weltweit ersten
Strafprozess um Staatsfolter in Syrien ist ge-
sprochen: Das Koblenzer Oberlandesgericht
verhängte am Donnerstag eine lebenslange
Haftstrafe gegen den Syrer Anwar R. und
sprach ihn unter anderem wegen Verbrechen
gegen die Menschlichkeit schuldig. Der
58-Jährige war nach Auffassung der Richter
in einem Gefängnis des Allgemeinen Ge-
heimdienstes in der syrischen Hauptstadt
Damaskus als Vernehmungschef für die Fol-
ter von mindestens 4000 Menschen verant-
wortlich. Amnesty International nannte das
Urteil ein „wichtiges Signal im Kampf gegen
Straflosigkeit“ von Kriegsverbrechen.

Der im April 2020 begonnene Prozess ist
somit am 108. Verhandlungstag zu Ende ge-
gangen – noch ist das Urteil aber nicht
rechtskräftig. Das Verfahren mit mehr als 80
Zeugen sowie mit einer Reihe von Folterop-
fern als Nebenkläger hatte international Auf-
sehen erregt. Der Angeklagte hatte sich
selbst als unschuldig bezeichnet. Daher
hatte seine Verteidigung auf Freispruch plä-
diert. Die Bundesanwaltschaft hatte lebens-
lange Haft und die Feststellung der beson-
deren Schwere der Schuld gefordert, was
eine Haftentlassung nach 15 Jahren nahezu
ausgeschlossen hätte. Letzteres stellte das
Gericht nicht fest.

Die innenpolitische Sprecherin der Bun-
destagsfraktion der Grünen, Lamya Kaddor,
sagte nach dem Koblenzer Urteilsspruch:
„Die lebenslange Haftstrafe für einen höher-
rangigen Folterknecht des syrischen Re-
gimes ist ein Meilenstein des Völkerrechts.“
Der Bundesgeschäftsführer des Deutschen
Richterbundes (DRB), Sven Rebehn, teilte
mit: „Die Arbeit der deutschen Justiz im Be-
reich des Völkerstrafrechts gilt international
als vorbildlich.“ Das Koblenzer Urteil sende
ein wichtiges Signal an die Täter und ihre Op-
fer. „Kriegsverbrecher müssen in Deutsch-
land mit einer Strafverfolgung rechnen.“ Es
sei extrem aufwendig, im Ausland verübte
Verbrechen vor deutschen Gerichten aufzu-
klären.

Staatsfolter:
Lebenslange Haft
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Heil setzt auf gut bezahlte Stellen
Wie der Bundessozialminister für Rentenstabilität ohne Kostenschub sorgen will

Berlin. Bundesarbeitsminister Hubertus
Heil (SPD) hält stabile Renten auch in den
kommenden Jahrzehnten ohne ausufernde
Kosten für erreichbar. „Die entscheidende
Schlacht zur Stabilisierung der Rente findet
am Arbeitsmarkt statt“, sagte Heil am Don-
nerstag. Deutschlands Arbeitgeber hatten
zum Jahreswechsel Alarm geschlagen und
vor steigenden Beiträgen oder der Notwen-
digkeit von weiteren Steuermilliarden für die
Rentenkasse gewarnt. Heil betonte hin-
gegen: „Die Stabilisierung der gesetzlichen
Rente ab 2025, also in der Zeit, in der die ge-
burtenstarken Jahrgänge der sogenannten
Babyboomer verstärkt in Rente gehen, ge-
lingt nicht allein über Beiträge und Steuer-
geld.“ Nötig sei es vor allem, möglichst viele
Menschen im erwerbsfähigen Alter in gut be-
zahlter Arbeit zu haben.

Ein Blick auf den Altersaufbau der Bevöl-
kerung nach Daten des Statistischen Bun-
desamts zeigt das Problem deutlich: Heute
sind die stärksten Jahrgänge im Alter zwi-
schen 55 und 60 – und somit oft noch mitten
im Arbeitsleben. Mit ihrem Übertritt in die
Rente verschiebt sich der Aufbau. 2035 sind
die stärksten Jahrgänge um die 70 Jahre – und
zählen dann in der Regel nicht mehr zu den
Einzahlern in die Rentenkasse, sondern zu

den Empfängern. Arbeitgeberpräsident Rai-
ner Dulger hatte der Politik deshalb „unter-
lassene Reformen“ und einen „kompletten
Blindflug“ vorgeworfen. Unzufrieden sind
die Spitzenfunktionäre der Wirtschaft vor
allem mit den Rentenplänen aus dem Koali-
tionsvertrag. Ihre Rechnung ist: Wenn das
Rentenniveau wie angekündigt bei 48 Pro-
zent gesichert und auf eine Anhebung des
Alters für den Renteneintritt verzichtet wer-
den soll, wären unweigerlich höhere Beiträge
oder mehr Steuersubventionen die Folge.
Schon heute fließen mehr als 100 Milliarden
Euro vom Bund in die Rentenkasse.

Heil verteidigte seine Rentenpläne als

„Doppelstrategie“. „Wir stabilisieren die Al-
terssicherung finanziell, auch durch den Auf-
bau des Kapitalstocks.“ So will die Ampelko-
alition mit zunächst zehn Milliarden Euro im
neuen Jahr in die Kapitalbildung bei der Ren-
tenkasse einsteigen. „Und wir werden gleich-
zeitig am Arbeitsmarkt unsere Hausaufga-
ben machen“, sagte Heil. Auch zwischen 2025
und 2040 solle es fair zwischen den Genera-
tionen zugehen und das Alterssicherungs-
systems stabil bleiben. „Das kann uns gelin-
gen – und zwar ohne Horrorszenarien und
ohne die gesetzliche Rente kaputt zu reden,
wie das einige Ideologen schon seit Jahren
versuchen“, betonte der Minister.

Von steigender Erwerbsbeteiligung, auf
die Heil für die kommenden Jahre setzt, hatte
die Rentenkasse in den vergangenen Jahren
profitiert. So stieg der Anteil der versiche-
rungspflichtig Beschäftigten zwischen 60
und 64 nach Daten der Rentenversicherung
von 2000 bis 2019 von 10 auf 42 Prozent. Die
Zahl der Versicherungsjahre erhöhte sich
binnen 20 Jahren von im Schnitt 27,7 auf 36,3
Jahre – auch wegen stärkerer Erwerbsbetei-
ligung von Frauen. Die Zahl der Ausländer
in der deutschen Rentenversicherung stieg
stark von 2,8 Millionen 2000 auf 6,8 Millio-
nen 2019. „Diese Entwicklungen haben zu
steigenden Einnahmen in der Rentenversi-
cherung geführt“, sagte ein Sprecher.

von Basil Wegener

Sozialminister Hubertus Heil verteidigt seine
Rentenpläne. FOTO: PEDERSEN/DPA

New York. Die Menschenrechtsorganisation
Human Rights Watch (HRW) hat Deutsch-
land wegen seines Umgangs mit afghani-
schen Zivilisten im Zuge des desaströsen Ab-
zugs aus dem Land kritisiert. „Deutschland
ignorierte weitgehend die Notwendigkeit für
Menschenrechtler, Journalisten und Orts-
kräfte, das Land vor dem Abzug der interna-
tionalen Truppen zu verlassen“, teilte HRW
in seinem Jahresbericht mit. Teile der Regie-
rung hätten sich gegenseitig die Verantwor-
tung zugeschoben, die Situation falsch ein-
geschätzt und damit viele Afghanen gefähr-
det. Jüngsten Zahlen zufolge warten noch
immer etwa 20.000 Afghanen auf eine Mög-
lichkeit zur Einreise nach Deutschland.

Kritik an Umgang
mit afghanischen Zivilisten

MENSCHENRECHTE

DPA

Neuss. Der Europaabgeordnete Gunnar Beck
(AfD) muss wegen des Verdachts des Titel-
missbrauchs vor Gericht. Das hat das Amts-
gericht in Neuss am Donnerstag angekün-
digt. Das Amtsgericht hatte zuvor einen
Strafbefehl in Höhe von 60 Tagessätzen
gegen den 56-jährigen Beck erlassen, gegen
den dessen Verteidiger aber Einspruch an-
gekündigt hatte. Die Düsseldorfer Staatsan-
waltschaft hatte 2019 ein Ermittlungsverfah-
ren gegen Beck eingeleitet. Zuvor waren
Zweifel am Professorentitel des Politikers
aufgekommen. Beck hatte die Vorwürfe zu-
rückgewiesen: Er arbeite seit vielen Jahren
als Hochschullehrer in Großbritannien.

AfD-Europaabgeordneter
Gunnar Beck vor Gericht
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Berlin. Die DDR-Staatssicherheit hat über
den heutigen Bundeskanzler Olaf Scholz in
seiner Zeit als Juso-Politiker in den
1980er-Jahren Informationen zusammenge-
tragen. Das Bundesarchiv bestätigte am
Donnerstag in Berlin, dass es Stasi-Unterla-
gen über Scholz der „Bild“-Zeitung übermit-
telt hat. Die Akten beziehen sich laut „Bild“
sowohl auf Reisen von Scholz in die DDR als
auch auf Bespitzelung des Politikers in Ham-
burg. Der heute 63-jährige Scholz trat Mitte
der 1970er-Jahre den Jungsozialisten bei und
war von 1982 bis 1988 stellvertretender Bun-
desvorsitzender. In der Zeit reiste er mehr-
fach auf Einladung der Jugendorganisation
FDJ mit Delegationen in die DDR.

DDR sammelte jahrelang
Daten über Olaf Scholz
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Hamburg. Wegen angeblich manipulierter
Abrechnungen aus dem Gesundheitsfonds
hat die Hamburger Staatsanwaltschaft An-
klage gegen mehrere Vorstandsmitglieder
der AOK Rheinland/Hamburg erhoben. Es
gehe um Untreuevorwürfe zum Nachteil an-
derer Krankenkassen durch unberechtigte
Zuweisungen aus dem Gesundheitsfonds im
Rahmen des Morbiditätsorientierten Risiko-
ausgleichs (Morbi-RSA), erklärte eine Spre-
cherin der Staatsanwaltschaft am Donners-
tag. Die Vorwürfe richteten sich gegen drei
Angeklagte, die von 2011 bis 2016 als Vor-
standsmitglieder tätig waren. Vier weitere
Beschuldigte seien wegen Beihilfe ange-
klagt. Die Anklage liege vor und sei den Be-
teiligten zugestellt worden.

Laut einem Bericht des „Hamburger
Abendblatts“ soll die AOK Rheinland/Ham-
burg Ärzte dazu angehalten haben, bei der
Abrechnung von Behandlungen eine schwe-
rere Diagnose als festgestellt anzugeben.
Durch dieses „Upcoding“ habe die Kasse
mehr Geld aus dem Gesundheitsfonds be-
kommen. Je kränker ein Patient, desto mehr
Geld fließt aus dem Solidartopf über den
morbiditätsorientierten Risikostrukturaus-
gleich an die Versicherung. Andere Kassen
hätten das Nachsehen gehabt. Die AOK
Rheinland/Hamburg wies die Vorwürfe der
Anklage entschieden zurück.

Anklage gegen
AOK-Vorstände
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